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Blockade um den Parteiendeal
WAHLEN Das Hickhack um
die Vereinbarung von SP und
GLP ging gestern im Stadt­
parlament weiter. Und ein
Ende ist nicht abzusehen.

ROBERT KNOBEL
robert.knobel@luzernerzeitung.ch

Es ist, als würde man schon eine
Ewigkeit darüber streiten und diskutie-
ren. Dabei ist der «Geheimdeal», wie er
von den Bürgerlichen genannt wird, erst
ein paar Wochen alt. Zur Erinnerung:
Vor dem zweiten Wahlgang der Stadt-
ratswahlen am 5. Juni sicherte sich
Stadträtin Manuela Jost (GLP) die Unter-
stützung der SP für ihre Wiederwahl.
Dazu wurde zwischen Jost und den
beiden Parteien eine Vereinbarung über
gemeinsame politische Positionen
unterschrieben. Mittlerweile ist auch
klar, was in dem Papier drinsteht: Man

stellt sich gegen weitere Sparmassnah-
men in der Bildung und im Sozialwesen.
Man will den gemeinnützigen Woh-
nungsbau forcieren. Zudem soll Bau-
direktorin Jost einen Bericht über die
künftige Liegenschaftspolitik ausarbei-
ten. Die Stossrichtung: Statt nur Land
zu verkaufen, soll die Stadt vermehrt
auch Grundstücke hinzukaufen.

Ärger bei den Bürgerlichen
Solche Forderungen der SP an die

Adresse von Manuela Jost und dann
auch noch von ihr unterzeichnet – das
geriet den Bürgerlichen in den falschen

Hals. Ist die Baudirektorin in ihren Ent-
scheiden noch frei? Wie gross ist der
Einfluss der SP auf die Politik der GLP?
Auf solche Fragen wollten CVP, FDP
und SVP Antworten und reichten die
Interpellation «Rechtsstaatlichkeit ver-
langt Transparenz» ein. Gestern wurde
diese im Parlament behandelt.

FDP will nicht lockerlassen
Die Debatte zeigte sofort: Man rede-

te völlig aneinander vorbei. Für Fabian
Reinhard (FDP) war klar: Solange nicht
das Originaldokument der Vereinbarung
vorliegt, kann man über die Abhängig-
keiten zwischen SP und Manuela Jost
nur mutmassen. «Die Vertreter von SP
und GLP haben sich gebunden und sind
in einzelnen Entscheidungen nicht mehr
frei», kritisierte Reinhard. Doch genau
wissen könne man dies erst, wenn man
die Originalversion des Vertrags sehe.
Reinhard wiederholte ultimativ seine
Aufforderung an die Adresse von SP und
GLP, das Dokument zu veröffentlichen.

Auch Albert Schwarzenbach (CVP)
fand: «Linke pochen immer auf Trans-
parenz. Dies wäre jetzt die Gelegenheit,
sie unter Beweis zu stellen.» Inzwischen
ist klar, dass der Stadtrat im Besitz des
Originaldokuments ist. Das erklärte
Stadtpräsident Stefan Roth gestern in
der Parlamentssitzung. Fabian Reinhard

überlegt sich nun, die Herausgabe des
Dokuments mittels eines neuen Postu-
lats vom Stadtrat zu fordern.

Denn SP und GLP denken zurzeit
nicht daran, das brisante Papier heraus-
zugeben. Beide Parteien gingen in ihren
Voten gar nicht erst auf die Forderung
der Bürgerlichen ein. Simon Roth (SP):
«Wenn es wirklich ein Geheimvertrag
wäre, würden wir gar nicht darüber
diskutieren, da gar niemand von dessen
Existenz wüsste.» GLP-Fraktionschef
Andras Özvegyi ergänzte: «Mit dem
Vorwurf des Geheimdeals lenken die
Wahlverlierer bloss von ihren eigenen
Problemen ab.»

Simon Roth sah sich zudem veran-
lasst, «einiges klarzustellen». Der Ent-
scheid, Manuela Jost zu unterstützen,
sei von den SP-Mitgliedern gefällt wor-
den. «Und diese hatten das Recht, zu
wissen, ob es politische Übereinstim-
mungen zwischen der SP und Manuela
Jost gibt.» Die Parteileitung habe den
Auftrag gehabt, diese Frage zu beant-
worten. Die Vereinbarung sei lediglich
eine Feststellung dieser Gemeinsam-
keiten, betonte man auch bei der GLP.

«Skandal» um Beat Züsli
Urs Zimmermann (SVP) sah dies

völlig anders: «Da wurden inhaltliche
Zugeständnisse gemacht.» Dass Manu-

ela Jost das Papier zwecks Wiederwahl
unterschrieben habe, sei zwar nahelie-
gend, fand Thomas Gmür (CVP). Skan-
dalös sei aber, dass auch der künftige
SP-Stadtpräsident Beat Züsli das Doku-
ment mitunterschrieben habe. «Das ist
Machtmissbrauch der SP», ereiferte sich
Thomas Gmür und folgerte daraus halb
im Ernst: «Statt eines Brexit wäre jetzt
vielleicht ein SPexit angebracht, indem
sich die SP aus dem Parlament verab-
schiedet.»

«Nur dem Volk verpflichtet»
Die GLP-Stadträtin Manuela Jost sel-

ber äusserte sich gestern nicht zum
Parteiendeal. Dafür tat dies ihr Kollege
Stefan Roth in seinem letzten Votum als
Stadtpräsident: «Der Stadtrat stellt fest,
dass die veröffentlichten Inhalte dem
Original entsprechen», erklärte Roth. Die
Luzerner Stadtregierung und SP/GLP
möchten das Thema Parteiendeal gerne
endlich ad acta legen. Das liess sich
auch aus der Antwort des Stadtrats auf
das Postulat lesen. Bürgerliche Befürch-
tungen, die GLP könnte in Geiselhaft
der Linken sein, versuchte Fraktionschef
Andras Özvegyi so zu zerstreuen: «Wir
sind keiner anderen Partei verpflichtet,
nur dem Volk. Und die Zusammenarbeit
mit CVP, FDP und SVP ist weiterhin ein
wichtiger Punkt unserer Politik.»

Grosser
Stadtrat

«Statt eines Brexit
wäre nun vielleicht ein
SPexit angebracht.»

THOMAS GMÜR (CVP)

«Die veröffentlichten
Inhalte entsprechen
dem Original.»
STEFAN ROTH (CVP) ,
STADTPRÄSIDENT

«Die Wahlverlierer
lenken bloss von

ihren Problemen ab.»
ANDRAS ÖZVEGYI (GLP)

Kommission
gewählt
SALLE MODULABLE red. Am 27. No-
vember wird sich das Stimmvolk der
Stadt Luzern erstmals zur Salle Modu-
lable äussern können. Dann geht es
um einen Baurechtsvertrag für das
geplante Musiktheater auf dem In-
seli hinter dem KKL. Am nächsten
Montag werden Stadt und Kanton
Luzern den entsprechenden Bericht
und Antrag inklusive Projektierungs-
kredit vorstellen.

Elf Parlamentarier sind dabei
Für die weitere Planung und Be-

gleitung des Grossprojekts wird nun
eine parlamentarische Spezialkom-
mission eingesetzt. Deren elf Mit-
glieder wurden gestern vom Grossen
Stadtrat gewählt: Michael Zeier-Rast
und Albert Schwarzenbach (CVP);
Sandra Felder und Fabian Reinhard
(FDP); Korintha Bärtsch und Urban
Frye (Grüne); Jules Gut (GLP); Maria
Pilotto und Simon Roth (SP); Marcel
Lingg und Peter With (SVP).

150 neue
Betreuungsplätze
VOLKSSCHULE rk. Die Stadt Luzern
baut das Tagesangebot an der Volks-
schule aus. Bis 2020 sind 150 zusätz-
liche Tagesbetreuungsplätze für Pri-
marschüler vorgesehen. Zudem wird
auf der Sekundarstufe ab 2018 eine
Mittagsbetreuung eingeführt. Der
Stadtrat wollte zunächst nur eine rei-
ne Beaufsichtigung der Sekundarschü-
ler einführen – ihr Mittagessen hätten
sie selber mitnehmen müssen. Erst
2020 hätten auch Mahlzeiten ange-
boten werden sollen. Doch das Parla-
ment überwies ein Postulat der Grü-
nen, das eine frühere Einführung des
Sekundarstufe-Mittagstischs verlangt.

Züsli als Stadtpräsident vereidigt
Gestern wurde die Wahl des neuen Stadtrats und Stadtpräsidenten Beat Züsli (SP)
offiziell besiegelt. Beat Züsli legte vor dem Grossen Stadtrat und vor Parlaments-
präsidentin Laura Grüter (FDP) das Gelübde ab. Züsli hatte diese Woche bereits
Gelegenheit, seine künftigen Kollegen näher kennen zu lernen. Er nahm am
dreitägigen Sommerseminar des Stadtrats teil. Bild Eveline Beerkircher
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Bildung im Bahnhof
PRIVATSCHULE Der Anbieter
Feusi expandiert nach Luzern –
und startet mit Lehrgängen
im medizinischen Bereich.

sam. Die Privatschule Feusi ist bereits
in Bern und Solothurn aktiv – und ab
Oktober auch in Luzern. «Die ersten
Lehrgänge werden in den Fachgebie-
ten Medizin, Administration, Rech-
nungswesen und Personal durchge-
führt», sagt Standortleiter Michael
Widmer. Dabei handle es sich um
anerkannte Weiterbildungen wie etwa
jene zur diplomierten medizinischen
Arzt- oder Spitalsekretärin oder auch
zur Spitalfachfrau mit eidgenössischem
Fachausweis.

Seit über 60 Jahren im Geschäft
Gestartet wird in Luzern im Herbst

im Bahnhofgebäude. Das Unternehmen
versteht sich als Alternative zu staatli-
chen Bildungsstätten und ist mit seinem
Angebot an Aus- und Weiterbildungen

bereits seit über 60 Jahren auf dem
Deutschschweizer Markt tätig. Laut Mit-
teilung konnten bisher 150 000 Absol-
venten und Absolventinnen ein Diplom
entgegennehmen.

Die Privatschule bietet diverse Lehr-
gänge «praktisch für jede Altersgruppe»:
von der zweisprachigen Vorschule für
Kinder bis zu Weiterbildungen an der
Privaten Hochschule Wirtschaft. Das sei
aber nicht der einzige Vorteil einer
Privatschule, so Widmer und fügt an:
«Bei uns werden alle Studierenden in-
dividuell unterstützt und gefördert.»

Flexibel im Angebot
Die breite Palette an geprüften Wei-

terbildungskursen ermöglicht zudem
eine Flexibilität im Angebot, wie Ge-
schäftsleitungsmitglied Lukas Kmoch
vom Bildungszentrum ausführt: «Wir
starten mit einem kleinen Angebot.
Doch bei entsprechender Nachfrage
können wir rasch reagieren und auch
hier mit weiteren Lehrgängen starten.»

HINWEIS
Infos zum Angebot: www.feusi.ch

Der neue Tivoli – für alle,
die alles auf einmal wollen!

Diesel oder Benzin / Automat oder Manuell / 4x4 oder 2WD

ab Fr. 16900.–

Carsten
Notiz


